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wie Neves gehoren zum politischen Establishment 
des Landes. Sie sind schon sei t rund 30 Jahren aktiv 
in der Politilc.Von ihnen konnte man deshalb kaum 
erwarten, dass· sie das System, in dem sie gross ge­
worden sirid, radikal andern werden. 

Im ersten Wahlgang konzentrierten sich die 
Hoffnungen d er Unzufriedenen deshalb auf Marina 
Silva, die. sich, aus dem links-grünen Lager kom­
mend, ein Reformprogramm im Sinne der Protes­
tiérenden auf çlie Fah:ne geschrieben hatte. Nach 
Bekanntgabe ihrer Kandidatl!r stieg sie.in der Wah­
lergunst kometenhaft imf, bis Rousseff und Neves 
sie wieder überholten Und Silva mit einein enttau­
schenden Resultat von 21 Prozent der Stimmen 
nach dem ersten Durchgang aus dem Rennen fiel. 

. Silvas Nied(!rlage hatte sicher áuçh mit dem 
aggressiven Wahlkampf von Rousseff zu tun, die 

, über ein Vielfaches an Fernsehzeit und über ein 
sehr erfahrenes Beraterteam verfügte. Doch Analy­
SeJ?. des WahlerverhaÜens legen nahe, dass viele 
Brasilianer der unteren Schichten, die in den letzten 
z~olf Jahien von der Sozialpolitik. der Arbeiter­
p!lrtei profitierten, Rousseff die ·stange hielten. Sie 
schreckten létztlich vor. Reformen zurück, weil sie 
befürchteten, dass diese auch ihre staatliche Unter-

tiv gering. Selbst in der Wirtschaftspolitilc waren die 
Differenzen mit Ausnahme der Geldpolitik nicht 
selrr gross. Neves konnte nicht einmal im wichtigen 
Teilstaat Minas Gerais, wo er früher ein popularer 
Gouverneur war, die Wahler von seinen Vorteilen 
überzeugen. Die Memheit der Brasilianer zog wie­
derum das Bekannte dem Neuen vor. 

Trotz ihrem Wahlsieg wird Rousseff nicht zur 
früheren Normalitat zurückkehren konnen. Die · 
Unzufriedenheit über staatliche Ineffizienz, sta­
gnierende Wirtschaft und Korruption ist nicht ein­
fach verflogen und kann jederzeit wieder auffla­
ckern. Zudem muss Rousseff das gespaltene Land 
nach dem polarisierenden Wahlkampf wieder zu­
sammenkitten. Fast die Halfte der Wahler hat die 
Prasidentin nicht gewahlt, und irn Kongress hat die 
Regierungskoalition deutlich Sitze verloren. Auch 
Rousseff scheint verstanden zu haben, dass sie ihre 
Prasidentschaft neu erfinden muss. In ihrer Sieges­
rede vom Sonntagabend versprach · sie, sie wolle 
eine viel bessere Prasidentin werden, als sie bis jetzt 
gewesen sei. Die Bedingungen sind. für die Regie­
rung heute allerdings wesentlich schwieriger als vor 
vier Jahren. Der Wirtschaftsboom ist vorbei. Halb­
herzige Reformen werden nicht genügen. 
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Rede gewesen. Di e konk:reten Postulate beschrank:­
ten sich dann auf Massnahmen gegen den soge­
nannten Sozialtourismus. Wahrend in der Schweiz 
das Ausmass der Einwanderúng meist sehr gu t qua­
lifizierter Fachk:rafte für Unbehagen sorgt, standen 
in Gróssbritannien bisher viel eher Sozialmiss­
brauch oder Lohn-Dumping durch wenig qualifi­
zierte Einwanderer im Zentrum der Debatte. 

Wenn der britische Premierminister jetzt aber 
tatsachlich die volle Konfrontation rnit Brüssel 
sucht und Kontingente verlangt, würde dies die 
Debatte um die Personenfreizügigk:eit neu lancie­
ren. Anders als die Schweiz nimmt Grossbritannien 
seine Interessen innerhalb der EU wahr und k:ann 
daher nicht so leicht abgewiesen · werden wie ein 
Drittstaat. Dennoch erachtet der reformorientierte 
Londoner Think:-Tank: «Üpen Europe» di e Erfolgs­
aussichten von Verhandlungen als sehT gering: Wah­
rend bereits eine Einigung auf eine Ventilk:lausel 
od,er Notbremse für die Inrmigration alles andere als 
einfach würde, halt «Üpen Europe» Verhandlungen 
über Kontingente oder ein Punk:tesystem für «ex­
trem schwierig», da dies eine schwerfallige Ãnde­
rung der EU-Vertrage bedingen würde, welche die 

es noch schwerer fallen, gegenüber der Schweiz 
Kompromissbereitschaft zu zeigen. 

Hat daher Cameron ein Interesse daran, sich in 
Brüssel für die Belange der Schweiz einzusetzen? 
Seit dem 9. Februar haben die britischen Diploma­
ten keinen solchen Willen erkennen lassen. Denn 
dass die Schweiz iihnliche Forderungen erhebt wie 
er selber, k:ommt Cameron eher ungelegen: Sein 
Ziel ist der Verbleib in der EU unter neu ausgehan­
delten Konditionen. Sollte die Schweiz als Nichtmit­
glied imen privilegierten Zugang zum Binnenmark:t 
wahren k:onnen und gleichzeitig substanzielle Kon­
zessionen bei der Personenfreizügigkeit erhalten, 
wiire dies ein Steilpass für' den Rechtspopulisten 
Nigel Farage, der Cameron auf Trab hiilt und der die 
Schweiz gerne als Vorbild bezeichnet. Für Cameron 
hingegen k:ommt der Bilateralismus, der in der 
Schweiz als Konigsweg zur Wahiung der Souverani­
tat verk:liirt wird, gerade aus souveranitatspoliti­
schen Überlegungen nicht infrage. Für ein Land wie 
Grossbritannien ware es k:aum vorstellbar, sich 
durch autonomen Nachvollzug den Regeln des Bin­
nenmark:ts zli unterwerfen, ohne direk:t über deren 
Ausgestaltung mitentscheiden zu k:onnen. 

;/,' 
w-=2=-:;r 1.s. -1o. '!to--1'1 

Für e ine M assigung in der Fremdsprachenfrage 
Fremdsprachen werden in di/ Volksschule der deutschsprachigen Schweiz seit den 1830er ]ahren unterrichtet. Eine Analyse der Legitimation 

des Fremdsprachenlernens zeigt, weshalb es ium «Streit» in der schulischen Fremdsprachenpolitik kam. Vou Lucien Criblez, Anja Giudici und Flavian Imlig 

Im 19. Jahrhundert war der Fremdsprachenunter­
richt iri der Vollcsschule der deutschsprachigen 
Schweiz auf die Sek:undarschulen bescmankt und 
wurde ausschliesslich wirtschaftspolitisch begrün­
det: Die k:ünftige Elite ·sollte für eine Laufbahn in 
anspruchsvollen Berufen Franzosisch lernen. Für 
die grosse Mehrhéit hingegen galt das Beherrschen 
mehrerer Sprachen aus padagogischen Gründen 
(Überforderung) als unmoglich. N a eh d em Aus­
bruch des Ersten Weltk:rieges befürchteten politi­
sche und intellek:tuelle Kreise, die Schweiz k:onne 
entlang · der Sprachgrenze auseinanderbrechen. 
Dem Fremdsprachenunterricht wurde deshalb neu 
eine nationalpolitische Bedeutung ·zugewiesen: 
Schülerinnen und Schüler sollten die Landesspra­
chen lernen, die Mehrsprachigk:eit der Schweiz 
sollte Teil ilrrer Identitat werden. Von einer besse­
ren Verstiindigung über die Sprachgrenzen hinweg 
erhoffte man sich einen Beitrag zur Sicherung des 
nationalen Zusammenhalt~. Dieser Anspruch rich­
tete sich im Zuge der geistigen Landesverteidigung · 
an álle Schülerinnen un d Schüler. 

Frühes Fremdsprachenlernen 

Diese nationale Vision wurde in der zweiten Halfte 
des 20. Jamhunderts durch die zunehmende Be­
deutung des Englischen bedroht. Nationalpolitisch 
war Franzosisch, wirtschaftspolitisch aber neu 
Englisch legitimiert. Di e Bildungspolitik: versuchte 
den unmoglichen Spagat: 1992 dek:Iarierte die Kori­
ferenz der kantonálen Erziehungsdirektoren 

(EDK) die Kenntnis sowohl dreier Landesspra­
chen als auch einer internationalen Kommunika­
tionssprache zum Richtziel des schulischen Spra­
chenlernens. Damit war ein weitreichender Bil­
dungsanspruch für alle formuliert. 

Der Fremdsprachenunterricht blieb zunachst 
auf die Sek:undarstufe I konzentriert. Ab den 
1970er Jahren wurde vor dem Hintergrund ent­
wick:Jungspsychologischer sowie psycho- und so­
ziolinguistischer Erk:enntnisse zum Spiacherwerb 
un d zur k:ognitiven Aufnahmefahigkeit im Kindes­
alter die Vorverlegung des Fremdsprachenlernens 
in die Primarschule zum mehrheitlich anerkannten 
Programm schulischer Sprachenpolitilc. Neue k:om­
munik:ative Ansatze und Methoden beflügelten die 
optirnistischen Erwartungen in die piidagogischen 
Moglichk:eiten eines moglichst früh beginnenden 
Fremdsprachenlernens. Bis in die 1990er Jame war 
Franzosischunterricht in der Primarschule in fast 
allen Kantonen Realitat. 

Die Betonung 'der wirtschaftspolitischen Be­
deutung des Englischen zeigte irn Kontext der Glo­
balisierung in den 1990er Jahren Wirk:ung: In 
Zürich, Appenzell Innerrhoden und der Zentral­
schweiz fielen politische Entscheide zugunsteri des 
Englischen. Die politische Auseinandersetzung 
zwíschen den Kantonen drehte sich min um die 
nationalpolitisch aufgeladene Frage, ob Englisch 
einer Landessprache vorzuziehen ist. Sie mündete 
2004 im Sprachenkompromiss, mit dem die EDK 
den Fremdsprachenunterricht pragmatisch zu ko­
ordinieren versuchte. Der Komprorriiss geht davon 
aus, dass in einer zweiten Landessprache und in 

Englisch bis zum Ende der obligatorischen Schul­
zeit die gleiChen Bildungsziele erreicht werden, be­
ginnend in der 3. und 5. Primarschulklasse. Die 
Reihenfolge wurde bewusst nicht festgelegt. Mit 
sprachübergreifenden Zielen wurde der Bildungs­
anspruch für alle ausgeweitet und vorwiegend pad­
agogisch und nationalpolitisch legitirniert. 

Zunachst zurück:haltend, dann umso heftiger 
entstand erneut politischer Widerstand, diesmal 
gegen den Sprachenkompromiss. Zwei Kantone 
rückten 2014 von ihmab, in andern sind entspre­
chende Vorstüsse hangig. Auch massgebliche Krei­
se der Lehrerschaft wechselten ins Lager.der Kriti­
k:er. Dem optirnistischen padagogische1;1 Programm 
des frühen und weitreichenden Sprachenlernens 
für alle wird entgegengehalten: Zwei Fremdspra­
chen in der Primarschule würden Kinder und Lehr­
personen überfordern, das Lernen in der Erstspra­
che beeintrachtigen, die Unterrichtszeit in den 
musischen Fachern verringern, damit die ganzheit­
licbe Bildung gefahiden und einen Ausbau .im 
Mint-Bereich verhindern. Diese Kritik: wird mit 
neueren, teilweise allerdings widersprüchlichen 
Forschungsresultaten begründet, die zeigen, dass 
die Effek:te des frühen Fremdsprachenlernens ins­
besondere bei leistungsschwachen Kindern nur 
teilweise nachhaltig sind und dass die neuen fach­
didaktischen Ansatze ihre Versprechen nur teil­
weise einlüsen konnten, auch weil ihre Adaption 
auf den Primarunterricht nur ungenügend gelang. 

Die Bildungsdirektoren stehen vor einem 
schweren Entscheid, denn unterschiedliche Legiti­
mationsstrange führen mit je nachvollziehbaren 

Argumenten zu unterschiedlichen Losungen der 
schulischen Fremdsprachenfrage. bie eine, richtige 
Losung k:ann es niéht geben, denn j e nachdem, wie 
die Argumente gewichtet werden, k:ommt man zu 
einem andern Ergebnis. 

Kompromiss in jedem F all 

Gerade weil es sich um einen nonhativen 'Ent­
scheid im Sinne der Gewichtung von Argumenten 
handelt, sind Mãssigung irn Allgemeirigültigk:eits­
ànspruch der eigenen Argumentation und Kom­
promissbereitschaft gefragt. Das nationalpolitische 
Argument kann leicht zum nationalistischen ver­
kommen, der idealistische Bildungsanspruch kann 
nicht einfach gegen jede Erfamung aufrechterhal­
ten werden, und der Schutz der leistungsschwa­
chen Lernenden darf nicht zum populistischen 
Argument verkommen oder zur Aufgabe des 
grundlegenden Bildungsanspruchs für alle fühien. 

Angesichts begrénzter Zeitbudgets in der Schu­
le geht es aber letztlich auch darum,.für einen poli­
tisch definierten Bildungsanspruch die entspre­
chenden Ressourcen zur Verfügung zu stellen. 
Auch in dieser Hinsicht sind die Bildungsdirekto­
ren - unabhangig von der Auspragung des Kom­
promisses - gefordert.' 
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